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Wie der Völkerbund ach dem ersten Weltkrieg geschaffen wurde,
16 Wiederholung einer solchen Katastrophe verhüten, sollte, WIe

Kingang der (harta der Vereinten Nationen heißt, ach dem zweıten
Weltkrieg der Zusammenschluß der Vereinten Nationen die Menschheit
ON der Geißel des Krieges befreien. ber die .ecu*ese W eltorganiısation erwlies
sich hald als nıcht ausreichend, jene Sicherheit gewährleisten, die
die Voraussetzung ZU Krhaltung des Weltfriedens bildet. Sie genügte
nächst nicht dem Sicherheitsbedürfnis Frankreichs, das auch dem Boden
liegenden, zerstückelten und ausgebluteten Deutschland gegenüber den
Schutz KEnglands suchte. Bald aber wurde dieses Motiv überschattet durch
die sowjetisch-kommunistische Gefahr, der die Ireie W elt durch Zusammen-
fassung ihrer wirtschaftlichen und miılitärischen Kräfte entgegenzutreten
sich entschlofs, zumal der Mißbrauch des Vetorechts durch die Sowjetunion

Sicherheitsrat der Vereinten Nationen eren Aktionsfähigkeit gerade auf
diesem Gebiet empfindlich beeinträchtigte. Eine Hauptlinie dieser Ent-
wicklung, die VO Pakt VO  —_ Dünkirchen ber die Westunion ord-
atlantikpakt führt, soll 1eTr verfolgt werden .

Bald ach der Befreiung Krankreichs erorterten Churechill als britischer
Ministerpräsident und General de Gaulle als französıscher Kegierungschef
die Frage 1nes englisch-Iranzösischen Bündnisses. | D Wr gedacht aqals Re-
gjonalpakt gemäfs Art der Charta der Vereinten Nationen, der den AD-
schluß solcher Pakte 5ZUFC Aufrechterhaltung des internationalen Friedens
un! der internationalen Sicherheit“‘, W auch nNnter Vorbehalt der Rechte
des Sicherheitsrates, für zulässiıg erklärt. Die Vorbesprechungen zwischen
beiden Mächten ZU sıch einiıge Jahre hin, zumal zunächst 1946 ein fran-
zösisch-englisches Finanzabkommen un Januar 194 / CLn Iranzösisch-
englisches Seeabkommen geschlossen wurden. Dann unterzeichneten

März 194 / die Aufßfßsenminister Bidault un!: Bevin Dünkirchen iıhren Bei-
standspakt.

Dieser Pa]»t Vo  x Dünkirchen ıst vorwiegend eın Schutzbündnis S  18
Deutschland. Schon der Präambel wird die gegenseltige Beistandsver-
pflichtung „jede Wiederaufnahme einer deutschen Aggressionspoli-
tik““ betont, und die ersten TEL VO den DL1UFTr sechs Artikeln des Paktes be-
stimmen diese Verpflichtung einzelnen. Sie betrifft unter anderem uch
den Fall, da{fß Deutschland sich seiner Entmilitarisierung der den wırt-
schaftlichen Bedingungen seiner Kapitulation entzieht, uUun: stutzt sich AUS-

drücklich anıf Art 107 der Charta der Vereinten Nationen, der jede VoO  H den
Siegermächten für notwendig erachtete Aktion die unterlegenen Staag-
ten ohne Rücksicht autf die Vorschriften und Grundsätze der C'harta für Z

Zusammenfassende Darstellungen w1e Hoskins, The Atlantic Pact, Washington 1949,
Ooder Daniels, Deftfense o1 estern Kurope, New York 1950, gibt ın Deutschland noch
nıicht. Das Materl1al VOTL allem für die Darstellung der neuesten Kntwicklung mufßte daher
Zeitungen nd Zeitschrititen entnommen werden, VO denen genannt sejen das „Archiv des
Völkerrechts‘‘, das „„Kuropa-Archiv“ un die Publikationen des amerikanıschen Archiv-Dien-
sties Bad Nauheim. Abgeschlossen wurde die vorstehende Übersicht März
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lässie erklärt Erst des Paktes wird S dauernde Konsultation der
Vertragsmächte wirtschaftlichen Fragen vorgesehen Der Schlufsartikel
SEIZ die Geltungsdauer des Vertrags, der schon September 194 / in Kraft
trat, aut fünizig Jahre fest.

Ungefähr gleichzeitig hatten Belgien, die Niederlande und Luxemburg
das so genannte Benelutabkommen ber Handels- und Zollfragen miıt dem
Endziel der Herstellung CIMr Wirtschafts- und W ährungseinheit der TEl
beteiligten Länder abgeschlossen Inzwischen hatten sich aber die Geven-
satze zwischen den Hauptsiegermächten 180918918 schärfer entwickelt. !)as
führte dazu, dafs der VO Churchill schon 1946 ı Zürich vorgebrachte Ge-
danke e1LiNes Zusammenschlusses Kuropas C: die Bedrohung AaUS dem
Osten mehr un:! mehr Boden SCWANN. ach C1LNer Zusammenkunft ZW1-

schen Churchill evıin und Bidault Ende 1947 Irug Bevın Januar 1943
englischen Unterhaus den Plan der Bildung C1INer vv estunıoon VOT Kne-

land un Frankreich schlugen den rei Beneluxstaaten den Abschlufß C1INECS

KHünf-Mächte- Vertrages entsprechend dem Pakt VO  a} Dünkirchen VOT, und
ach ınNer Beratung VO CNı EeN Wochen kam dieser Vertrag März
1943 Brüssel zustande, weshalb häufig als „Brüsseler Pakt bezeich-
Net wird

Hs ist bezeichnend für die veränderte Lage, dafß rel Nage nach dem AD
sch lu{f$ dieses Vertrags der Sowjetvertreter aus dem Berliner Kontrollrat
ausschied mehr ber och da{fß ZWAaLr der Präambel W1C Art des
Brüsseler Paktes die Sicherung des Friedens und die Beistandsverpflichtung
der Vertragsstaaten jede Agegression als Zweck des Vertrags genannt
werden der Name Deutschlands aber diesen Stellen nıicht menr autftritt
Erst bel der Krläuterung der Aufgaben des ständigen Konsultativrats der
ZUTC dauernden Verständigung der Vertragsmächte eiINSEseELZ wird (Art 7,
ist VO eLiwalıgen Maßnahmen Kalle C1Ner Aggressionspolitik
Deutschlands die Rede, aber welter auch ‚VM jeder Lage dıe den Frieden
bedrohen könnte diese auch entstehen IMOSC, und jeder das wirtschaft-
liche Gleichgewicht gefährdenden An der Spitze des Vertrags STE-
hen den ersten drei Artikeln Bestimmungen ber S CNSZC /usammen-
arbeit der Vertragspartner auftf wirtschaftlichem, soz1alem und kulturellem
Gebiet. uch dieser Vertrag ist auf fünfzig Jahre abgeschlossen, wobei ı
Art die Kinladung weiıterer Staaten ZULIMN Beıitritt vorgesehen ist.

Diese Westunion ist der Ansatzpunkt sowohl die Bildung des Kuropa-
rats W1C des Nordatlantikpakts geworden Die „Kuropäische Bewegun
die sich Oktober 1943 Brüssel durch den Zusammenschlufß aller für
z Kinigung Kuropas wirkenden Gruppen gebildet hatte, wandte sichva  S  K D den VoO der Westunion gebildeten ‚„„Ausschufß z Einheit Kuropas
der November Parıs tagte, miıt Vorschlägen über die Bildune UT“

päischer Organe ach Beratungen und Vorverhandlungen Iluden die fünf
Mächte des Brüsseler Paktes die rel skandinavischen Staaten, Irland un
talien CINCTL Zehnmächtekonferenz ach London C die Mai 1949
das Statut des Kuroparats annahm Im August 1949 fand die erste Tagung  fo)
des Ministerausschusses des Kuroparats 1 Straßburg STa Die Darstellungder weıteren Entwicklung dieser Urganisation, der se1ıt 1950 auch die Bundes-
republik angehört, liegt jed außerhalb des hmens uUuNseres Themas.



Bereits 1943 hatte C  C Außenminis der Mächt des Brüsse er
Zusa senarbeit mıt den VereiniPal:tes s Haag  i} ber eine mflitärisc

ten Staaten un Kanada beraten. Die Voraussetzungen ertür hatte der
amerikanischen Senat 11 unı anSCNOMMENC, ach seinem Urheber alg
Vandenberg-KResolution bezeichnete Beschlufßß geschaffen. Er empfahl, da{fßs
die Vereinigten Staaten sich regionalen und anderen kollektiven Verein-
barungen beteiligen sollten, die auf einer dauernden un wirksamen Selbst-
hilfe un gegenseltigen Unterstützung beruhten; dabei wurde auft das
Art 51 der Charta der Vereinten Nationen gewährleistete Recht individuel-
ler un kollektiver Verteidigung ınen bewaffneten Angriff nach-
drücklich hingewlesen. Die Brüsseler Vertragsmächte errichteten einen
‚„Ausschußs der westeuropäischen Oberbefehlshaber‘‘, der nier dem Vorsitz
des englischen Feldmarschal Montgomery seinen 1t7z Schlofß Fontaine-
bleau beli Paris nahm In den weıteren Beratungen des Konsultativrats, 1N5-
besondere Paris Oktober des Jahres,; SCWANN MUI der Plan Gestalt,
nicht die W estunion durch die KEinladung weiterer Staaten Z vergrößern,
sondern einen N:  D} alle Randländer des Nordatlantischen Ozeans umfas-
senden Bund schaffen. Sowohl VO  - den Brüsseler Vertragsmächten W16
Vo den Vereinigten Staaten und Kanada wurden Vertragsentwürfe aufge-
stellt, wobel die Vereinigten Staaten an ihrem mıt den meısten Staaten
Mittel- un: Südamerikas abgeschlossenen ‚‚Interamerikanischen Beistands-
pakt“ VOILN September 194 7 e1in Muster hatten. Bel den Beratungen ber
diese Entwürte Washington und London erorterte INa  . uch die Frage
der KEinladung anderer Mächte un!: dachte dabei zunächst a  ‚e Dänemark,
Norwegen, Island, Irland und Portugal als Anliegerstaaten des Nordatlan-
tik Schweden hatte unter Hinvweis auf seine traditionelle Neutralitätspolitik,
mit der S1C!  h AUS beiden Weltkriegen hatte heraushalten können, eine Teil-
nahme abgelehnt. Schon diesem Stadium iTrat die Sowjetunion den
Nordatlantikpakt aul, indem s1e versuchte, den Beitritt Norwegens un:
Dänemarks verhindern. Sie führte einen Notenwechsel mit der norwegl-
schen Kegierung, dem s1€e den Nordatlantikpakt als Werkzeug der aggres-
Ssiven Politik der westlichen Grofßmächte bezeichnete; die polnische Kegle-
runs mußlte einen ähnlichen Schritt Dänemark unternehmen. Beide
Mafifinahmen un: spätere, immer wiederholte Versuche gleicher Art blieben
jedoch hne Erfolg. Übrigens ıst die Sowjetunion selbst durch eın SanZeES
Bündnissystem VO  - icht weniger als Verträgen miıt ihren Satelliten-
staaten verbunden.

Die abschließenden Beratungen über die Formulierung des Nordatlantik-
paktes fanden zwischen den Vertretern der W estunion, der Veremigten Staa-
ten, Kanadas un: Norwegens unter informatorischer Beteili VO  - Däne-
mark un Island W ashington sStatt Am 18. März 1949 wurde der Ver-

HA tragsentwurf bekanntgegeben und ı01 April 1949 Washington unier-
zeichnet. Zu den bereits genannten Mächten traten och Italien und Por-
tugal. Wenn auch Italien kein Anliegerstaat des Nordatlantik ist, lag doch
die Ausdehnung auft das Mittelmeer Sinne des Paktes, WI1IEe das auch
später (1951) bei der Zuziehung Griechenlands un: der Türkei Aus-
druck kam Die Bevölkerung der europäischen Staaten des Nordatlantik-
paktes beträgt mıiıt der Türkei etwa 200 Millionen Menschen; die
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kommt
Irlandwifkliä1&1 Iantikstaäten fehlten SpanA  jJen Irland war ZU

Beitritt nicht bereit, ohl aber Spanien, das jedoch wegen der bekannten
Hemmungen, die Se1in Regierungssystem bestehen, icht eingeladen

\wurde. och trafen die Vereinigten Staaten 1951 dSonderabmachungen mıt
Spanien, durch die CS faktisch ın den Aufgabenbereich des Nordatlantik-
paktes mI1t einbezogen wurde. August 1949 irat der Pakt ach Er-
i’üllung der Ratifikationsbestimmungen iın Kraft

Was enthält un bezweckt — der Atlantik pakt, den der englische ußen-
ınıster Bevin ach seiner Bekanntgabe im Unterhaus als eın ‚„historisches
Ereignis un einen der grölsten Schritte Sicherun des VWeltfiriedens
se1t dem Ende des W eltkrieges‘“ bezeichnete?

Nachdem der Präambel eın Bekenntnis den Crn ala ‘der Charta
der Vereinten Nationen und den Prinzipien der Demokratie AdUSSCSDPTü-chen ist, verpflichten sich die Vertragsmächte den ersten vVvIier Artikeln
ZULTC frıedlichen Beilegung aller internationalen Streitigkeiten, wirtschaft-
licher und politischer Zusammenarbeit. In den Artikeln un wird die
militärische gegenselit1ige Beistandspflicht festgestellt un erläutert. Danach
gilt jeder bewaffnete Angriff auf einen oder mehrere der Mitgliedstaatenals Angriff alle un: verpilichtet alle ZU Hilfeleistung „einschließlich
der Anwendung bewaffneter Macht‘* Als bewafiffneter Angriff ıst nicht
e1n Angriff auf £e1Nn Gebiet der beteiligten Staaten in Kuropa oder ord-
amerika anzusehen, sondern auch eC1N Angriff auf Besatzungstruppen dieser
Staaten 1n Kuropa oder auf deren Schiffe und Flugzeuge. Danach wäare
Beispiel, wIe der amerikanische Außenminister Acheson auf einer Presse-
konferenz erläuterte, durch einen sowJetischen Angriff auf eın amerikani-
sches Flugzeug der damaligen Luftbrücke ach Berlin der Tatbestand eines
alle Mitglieder des Paktes ZUT Abwehr verpiflichtenden Angriffs gegeben.Er liegt ohne weliteres VOT bei einem Anegriff VO]  - Sowjettruppen der OST-
zonalen Verbänden auft die Bundesrepublik, das heißt, auf die ort stehen-
den Besatzungstruppen. Damit wWäar die Bundesrepublik zunächst defensiv
und Passıv In den Nordatlantikpakt einbezogen. Außerdem beschlossen die
Außenminister KEnglands, Frankreichs und der Vereinigten Staaten
tember 1950 eine Sicherheitsgarantie einen Angriff auft die Bundes-
republik der West-Berlin.

Art des Paktes Setizt die Bildung einNes Atlantik-Rates fest, der weitereHilfsorgane, insbesondere ınen Verteidigungsausschuß errichten so1] ach-
drücklich wird und anderen Stellen betont, der Pakt in
keiner Weise die Rechte und Pflichten der Mitglieder gegenüber den Ver-
einten Nationen berührt. Durch einstimmigen Beschluß können weıtere
europäische Staaten ZU Baltntt aufgefordert werden (Art 10) Der Ver-
Lrag wird auft ZWanzlıg Jahre geschlossen und ıst dann mıt einjähriger Frist
kündbar (Art. 13) och ist bereits nach zehn Jahren e1iNne Revisi:on des Ver-
Lrages ZUuU Anpassung die politische Lage möglich (Art 12)Moskanu hat den Nordatlantikpakt VO  b seiner Kntstehung aufs schärfste
bekämpft; die Iragwürdige sowjetische Kriedenspropaganda richtet sich ZU
guten Teil SC diesen Pakt:; e Beweis dafür; WwI1€e sehr Moskau ihn als Stö-

der sowjetischen Politik empfand und empfindet. Zu einer otGiziellen
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Kontroverse kam bereits VOT der Unterzeichnung des Paktes, Das ameri-
kanische Staatsdepartement atte 19. März 1949 e1in Weißbuch ZUM

Nordatlantikpakt veröffentlicht, das die CHNSC Verbindung zwischen der
Sicherheit un: den wirtschaftlichen Interessen der demokratischen Staaten
hervorhoh und den Nordatlantikpakt Juristisch begründete. Er Se1 eine HKr-
gänzung des Marshallplanes und der dadurch organısiıerten wirtschaftlichen
Zusammenarbeit Kuropas un: bringe ZU Ausdruck, da{fß CLE Aggression
töricht SC1IN. würde, da{fß INa 190858 ZUTC fIriedlichen Zusammenarbeit üÜüDer-
gehen könne. In 1ınem Memorandum, das die Sowjetregierung arauthın
allen Teilnehmern der Paktverhandlungen überreichen lief1ß, wurde eine
aggress1ve Tendenz die Sowjetunion als Sinn des Paktes bezeichnet
un se1ine Vereinbarkeit miıt den Sdatzungen und Auifgaben der Vereinten
Nationen bestritten. Überdies verletze rühere Verträge, VOL allem die
Abmachungen VO  e ‚Jalta und Potsdam. Eine gemeinsame Antwortnote der
zwöltl Atlantikpaktstaaten betonte, da{fß der Pakt dem Sinn W1€e dem Wort-
laut nach der Charta der Vereinten Nationen entspreche und sich 1Ur SCS
einen bewaflififneten Angriff richte. Die Sowjetunion hat aber ihre a_
gandistische, politische un diplomatische Bekämpfung des Nordatlantik-
paktes mıt unveränderter Schärfe fortgesetzt. Von ihren vielen Aktionen
dieser Art SeCe1 1Ur ihre Taktıik be1i en Beratungen der stellvertretenden
Außenminister Von KEngland, Frankreich, den Vereinigten Staaten und Sowjet-
rufßsland Frühjahr 1951 Paris erwähnt, die das Programm einer Kon-
ferenz der Außenminister dieser Staaten autstellen sollten, VO  — Sowjetseite
aber ZU Scheitern gebracht wurden, weil die anderen Mächte eine Kr-
örterung des Nordatlantikpaktes auft dieser Konferenz bevorzugter Stelle
ablehnten: ferner der VO dem sowJjetischen Aufßenminister W yschinski aut
der JTagung der Vereinten Nationen Ende 1951 Paris gestellte Antrag,
die Zugehörigkeit ZU. Nordatlantikpakt mıt der Mitgliedschaft be1l den
Vereinten Nationen für unvereinbar erklären, wWäas natürlich abgelehnt
wurde.

Völkerrechtlich stutzen die Atlantikpaktmächte die Vereinbarkéit ihres
Paktes mıt der Charta der Vereinten Nationen VOLr allem aut Art 51 dieser
Charta. Dieser erklärt die legitime, individuelle der kollektive Verteidi-
SUuns —_  O iınen bewaffneten Angrifi ausdrücklich für zulässıg, wobel die
getroffenen Mafßnahmen ZUuU  —_- Kenntnis des Sicherheitsrats der Vereinten Na-
tionen bringen sınd, der annn nach selinen Befugnissen eingreitfen kann.
Außerdem wird den folgenden Artikeln der Abschlufß regionaler Ab-
kommen ZUF Sicherung VO  — Krieden un Sicherheit vorgesehen un SO  sa
als erwünscht angesehen. Die Frage, ob der Nordatlantikpakt als Knegional-
pakt ınne eines ollektiven Sicherheitssystems durch den Art 51 der
Charta der Vereinten Nationen vollkommen Jegitimiert lst, wird in der
völkerrechtlichen Literatur allgemeinen, wWenn auch nıcht durchweg,
bejaht. ber abgesehen davon, da{fs solche Krörterungen 1U  en theoretische
Bedeutung haben, entspringt die erbitterte Bekämpfung des Nordatlantik-
imktes durch den Kommunısmus und die Sowjetunion ja nıcht rechtlichen,
sondern politischen Krwägungen. Die westliche freie Welt Tau der Sowjet-
unıon nıcht mehr, seitdem die doch DUr auf Anordnung Moskaus NLiernoMmM-
IMNCHEN OommMmMunistischen Vorstöfße Griechenland un: der 1Ischechoslowa-



; S Der Nordatla:nükpakt "  kéi, die Gründüfig dei‘ K—orfiinform‚ die Blockade Berlins und schlieélich ‘der  Überfall auf Korea gezeigt haben, welche Gefahren für Frieden und Sicher-  heit in der sowjetischen Politik liegen, und sie organisiert sich daher wirt-  schaftlich und militärisch, um sich zu behaupten. Damit aber sinken die  Chancen der sowjetischen Außenpolitik.  Schon im September 1949 schritten die Nordatlantikpaktmächte zum  Aufbau ihrer Organisation: North Atlantic Treaty Organization, kurz als  NATO bezeichnet. Am 17. September 1949 trat in Washington zum ersten-  mal der Nordatlantikpakt-Rat zusammen und bildete einen Verteidigungs-,  einen Militär- und einen ständigen Ausschuß. Die spätere Organisation war  die, daß einem ständigen Rat der Stellvertreter der Außenminister der Pakt-  staaten ein Militärausschuß, ein Ausschuß für Rüstungsproduktion und ein  Finanz- und Wirtschaftsausschuß unterstanden. Zur Zusammenfassung und  Vereinfachung der gesamten Organisation der NATO wurde durch Beschluß  der Ratstagung von Lissabon Ende Februar 1952 ein Generalsekretariat mit  dem Sitz in Paris errichtet. Die Hauptprobleme, denen sich die Körper-  schaften des Nordatlantikpakts gegenübersahen und auch heute noch gegen-  übersehen, sind die Beschaffung der Mittel und der Aufbau einer europäi-  schen Armee. Da die Frage einer Verteidigung Westeuropas nicht an der  Frage der Verteidigung des freien Teiles Deutschlands, der Bundesrepublik,  vorbeigehen konnte, die ja, wie oben erwähnt, durch Art. 6 des Nord-  atlantikpaktes in das zu verteidigende Gebiet bereits einbezogen war, so  erhob sich zwangsläufig die Frage, was die Bundesrepublik materiell oder  auch militärisch zu den Verteidigungsaufgaben des Nordatlantikpaktes bei-  tragen könne.  Daß die Vereinigten Staaten in der Frage der Aufrüstung Europas wie  auf so vielen Gebieten des europäischen Wiederaufbaus zu einer finanziel-  len Hilfeleistung bereit sein würden, ließ sich bereits aus der Vandenberg-  resolution des amerikanischen Senats vom Juni 1948 entnehmen. Im März  1949 wandte sich die Westunion an das amerikanische Staatsdepartement  mit der Bitte um eine solche Beihilfe. Die Antwort lautete zustimmend, ent-  hielt aber den Zusatz, daß auch Dänemark, Norwegen und Italien in diese  Unterstützung mit einbezogen werden sollten. Mit der Unterzeichnung des  Nordatlantikpaktes legte Präsident Truman im Juli 1949 dem Kongreß den  Entwurf eines Waffenhilfsplanes vor. Nach eingehenden Beratungen im Re-  präsentantenhaus und Senat wurde am 28. September 1949 das Gesetz der  gegenseitigen Unterstützung zur Verteidigung — Mutual Defence Assistance  Act of 1949 — verabschiedet, das für diese Zwecke 1,314 Milliarden Dollar  bewilligte. Eine Milliarde waren für die europäischen Staaten des Nord-  atlantikpaktes bestimmt, 211,4 Millionen Dollar für Griechenland und die  Türkei, der Rest für außereuropäische Staaten. Derartige Unterstützungen  haben die gesetzgebenden Körperschaften der Vereinigten Staaten auch in  der Folge wiederholt bewilligt; bis August 1950 waren auf diese Weise  bereits 4 Milliarden .Dollar für militärische Zwecke Westeuropas bereit-  gestellt. Im Budget der Vereinigten Staaten für 1952 sind 7,1 Milliarden  Dollar für Auslandshilfe, davon etwa 5 Milliarden für Westeuropa vorge-  sehen.  13
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kei, die Gründung der Kominform. die Blockade Berlins un schliei$lich der
Überfall aut Korea gezeigt haben, welche Gefahren für Frieden und Sicher-
eıt ın der sowjetischen Politik liegen, und S16 organısiert sich daher wirt-
schaftlich un militärisch, sich behaupten. Damıt aber sinken die
Chancen der sowjetischen Außenpolitik.

Schon ım September 1949 schritten die Nordatlantikpaktmächte
Aufbau ihrer Urganisation: North Atlantic L reaty Organization, uUrz als
ATO bezeichnet. September 1949 irat W ashington ZU ersten-
mal der Nordatlantikpakt-RatZund bildete einen Verteidigungs-,
einen Militär- un einen ständigen Ausschuß. Die spätere Organisatıon
die, da{fß einem ständigen Rat der Stellvertreter der Aufßenminister der Pakt-
staaten e1n Militärausschuß, eın Ausschufß {ür Rüstungsproduktion und eın
Finanz- un Wirtschaftsausschufß unterstanden. Zur Zusammenfassung und
Vereinfachung der gesamten Urganisation der ATO wurde durch Beschlufß
der Hatstagung VO  e Lissabon Ende FKebruar 19592 ein Generalsekretarıiat miı1t
dem 1tz iın Parıs errichtet. Die Hauptprobleme, denen sich die Körper-
schaften des Nordatlantikpakts gegenübersahen und auch heute och gegen-
übersehen, sind die Beschaffung der Mittel un! der Autbau einer europäl-
schen Armee. I)a die Frage einer Verteidigung W esteuropas nıcht der
Frage der Verteidigung des freien Teiles Deutschlands, der Bundesrepublik,
vorbeigehen konnte, die ]a, wie oben erwähnt, durch des ord-
atlantikpaktes das verteidigende Gebiet bereıts einbezogen WAarT,
erhob sich zwangsläufig die Frage, w as die Bundesrepublik materiell oder
uch militärisch den Verteidigungsaufgaben des Nordatlantikpaktes bel-
tragen könne.

Dafßs die Vereimigten Staaten der Frage der Aufrüstung Kuropas W1e
aul vielen (Gebieten des europäischen Wiederaufbaus ıner finanziel-
len Hilfeleistung bereit sSein würden, lief sich bereits aus der Vandenberg-
resolution des amerikanıschen Senats VO Junı 1943 entnehmen. Im März
1949 wandte sıch die W estunion das amerikanische Staatsdepartement
mıt der Bitte e1InNne solche Beihilte. Die Antwort autete zustimmend, ent-
hielt aber den Zusatz, daß uch Dänemark, Norwegen und talien diese
Unterstützung mıt einbezogen werden sollten. Mit der Unterzeichnung des
Nordatlantikpaktes Jlegte Präsident Iruman Juli 1949 dem Kongrefßs den
Entwurf 1n€es Waffenhilfsplanes VOT. ach eingehenden Beratungen i1m Re-
präsentantenhaus un: Senat wurde September 1949 das (G(Fesetz der
gegenseıltigen Unterstützung ZULFC Verteidigung Mutual Defence Assistance
Aect of 1949 verabschiedet, das diese 7ZTwecke 1,314 Milliarden Dollar
bewilligte. EKıne Milliarde {Üür die europäischen Staaten des ord-
atlantikpaktes bestimmt, 211,4 Millionen Dollar für Griechenland und die
Türkei, der Re:  < ür außereuropäische Staaten. Derartige Unterstützungen
haben die gesetzgebenden Körperschaften der Vereinigten Staaten auch In
der Folge wiederholt bewilligt; hıs August 1950 auf diese VWeise
bereits MillLiarden Dollar für militärische 7Zwecke W-esteuropas bereit-
gestellt. Im Budget der Veremigten Staaten für 1952 sind ( MilLlarden
Dollar tür Auslandshıilfe, davon etwa MilLiarden für W esteuropa V'  I]  OC-
sehen.
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mächten als S] dı teı eru der Dql emPp!] den WI®© W  an
kraft Europas sSC1, Schon i August 1950 beschlofß der Konsultativra de
VWestunion ıi1m Haagz Steigerung der Verteidigungsausgaben fünf
Mitgliedstaaten i Rahmen des Nordatlantikpaktes. Die fünfte Tagung des
Atlantikrates New ork (September stellte den Plan —
heitlichen Streitmacht MI1 einheitlichem Kommando autf un beschlo{fß
Deutschland solle ZUC Verteidigung W esteuropas beitragen Im Monat dar-
auf wurden Griechenland un die Türkei die Planung einbezogen. Gleich-
zeiıt1g begannen die einzelnen Mitgliedstaaten des Nordatlantikpaktes auyf-
zuruüsten. Die militärischen Ausgaben der Budgets wuchsen sprunghaft, die
Heerespräsenzstärken wurden erhöht, vielfach die militärische Dienstzeit
verlänvert Die wirtschaftlichen Rückwirkungen dieser KRüstungskon]unktur

Gestalt VO  > Preissteigerungen un! Zurückstellung des zıivyvıilen Bedarfs sind
bekannt

Mit der Krage der Beteiligung der Bundesrepublik der Verteidigung
W esteuropas wWäar C111 sehr schwier1ges Problem aufgeworfen. Vom amerika-
nıschen Gesichtspunkt AUS war die Aufstellung CLNEeELr europäischen Armee
ziemlich einfach: Die einzelnen Staaten hatten eben Formationen ZU Bil-
dung solchen Streitmacht beizustellen. Von London, Paris un: VOLTr
allem VO OoOnn AUS gesehen wWwWäar das Problem bedeutend schwieriger,
heikelsten wohl für Deutschland wenigstens sowelt die Leistunge C1INEeSs eut-
schen Verteidigungsbeitrags auch die Aufstellung eutscher Kontingente
für 5 Streitmacht des Nordatlantikpakts einschlo{fß Psychologisch 1st 1€Ss
NnUu  —_ allzıu begreiflich. Mıt allen Mitteln der Belehrung und praktischen Ma{ißs-
nahmen hatte Deutschland ı den Jahren ach der Kapitulation hbei-
gebracht, da{fß Militarısmus eLWAS Verruchtes sC1 un!: dafß 1116 wieder
deutsche Soldaten geben würde. Die Aussicht, wieder Soldat spielen I1LLUS-

SC rief daher ı weıten Kreisenz spontane Reaktion „„‚Öhne mich‘“‘“ her-
VOT. Erst allmählich setzten sich ruhigere Überlegungen durch, VOL allem
AUS der Erkenntnis heraus, da{fßs die Gefahr die der Nordatlantikpakt bannen
‚ollte, Ja erster ILinie für Deutschland bestand Nun war und ıst Deutsch-
and freilich Drittel der and gerade der Macht die der ord-
atlantikpakt nıederhalten soll Es ISt daher verständlich da{fßs manchen
Kreisen, sicherlich vielfach Aaus ernstem Verantwortungsgefühl heraus, dem
Plan e1N€eSs Verteidigungsbeitrags West Deutschlands der Gedanke C1iINEr

Neutralisierung Deutschlands entgegengestellt wurde. ber abgesehen da-
VoNn, da{fßs Neutralisierung CcC1NeN wirksamen Schutz verlanet die Schweiz
ZUu Beispiel 1St TOLZ ihrer geographisch weiıt gunstıgeren Lage hoch-
gerustetes ILand 1st 6S kennzeichnend, da{s nicht UTr die OÖhne-mich-
Bewegung, sondern auch der Neutralitätsgedanke sich der kommunistischen
Anerkennung un Förderung erfreut. Kıs sollte doch denken geben, da{fß

der Ostzone Niemöllers Bild zwischen Pieck und Stalin hängt W eitere
Gegenströmungen deutschen Wehrbeitrag traten der Bundes-
republik bei Auseinandersetzungen zutage. Sie häncven MmMI1t den
innerpolitischen (egensätzen zwischen Regierungskoalition un Opposition
UuS.  en un betreffen die Gefahr C1INES deutschen Militarismus und
die internationale Gleichberechtigung Deutschlands.



Für die fraZz.0$ he ffen 1e1N

französische Regierung WAar der Gedank iner uen eutschen Militär-
macht C1MN Alpdruck. Der französische Ministerpräsident Pleven WAar C3S3, der

dem ach ıhm benannten Plan eC1IN Konstruktion schuf die = Beteili-
der Bundesrepublik der Verteidigung Kuropas ermöglichen ollte,

ohne die Sicherheit Frankreichs gefährden. Pleven machte zunächst den
Abschlufß des Schumanplans ZU. Voraussetzung der Aufstellung deutscher
militärischer Formationen. Diese I Früh]ahr 1951 ı Paris VO den Außen-
inıstern der rei Beneluxstaaten, Deutschlands Frankreichs und Italiens
unterzeichnete Montanunion sollte durch SCcHI  C Bewirtschaftung der
auch kriegswirtschaftlich wichtigen Rohstoffe Kohle un Eisen C1INC CHSC
Interessengemeinschaft gerade zwischen Deutschlan un!: Frankreich schaf-
fen Un damit milıtärischen Zusammensto{fs beider Staaten für die jrZukunft ausschließen. Von Seiten der Bundesregierung ehnte INa  a die Kop-
pelung des Schumanplans MITt der Frage des deutschen Wehrbeitrages aD
och ist diese Frage ach dem Abschlufß der Montanunion unter der Vor-
aussetzung der bisher VO  — den Niederlanden, Frankreich und der Bundes-
republik vollzogenen Ratiıfizierung des Abkommens gegenstandslos SC-
worden Aktuell ist dagegen ach W16 VOT die militärische Seite des Pleven-
plans Frankreich darauf an, die Wiedererrichtung C1iNer nationalen
‚eutschen Wehrmacht un VOL allem CLE deutschen (seneralstabs VCL-

hindern Dies sollte erreicht werden durch die Kinschmelzung möglichst
klein altender deutscher Truppenkontingente S europäische Ar-
IC  D  C  C Der 26 Oktober 1950 der französischen Nationalversammlun«e VOT-

gelegte un VO  —; dieser ADSCHOMMENC Plevenplan hierüber:
Eine Armee des geeınten KEuropa gebildet S Männern der verschiedenen europäischen Na-
tıonen, soll, SOWEelL dies irgend möglich Ist, e.1iN): vollständige Verschmelzung der Mann-
schaften un: der Ausrüstung herbeiführen, die unter einheitlichen politischen un
m.  ıt:  ıschen Autorität zusammengefaßt werden.
Die VO.  - den Mitgliedstaaten gestellten Kon  in ntfe würden der europäischen Armee 6111-

gegliedert werden, un: ‚War autf der Basıs der einstmö lichen Einheit.
Die Mitgliedstaaten, die ber GCISECEHNC nationale Streitkrä te verlügen, würden TE Befehls-
wewalt den eil ihrer Truppen, die der europäischen Armee nıcht eingegliedert wWwer-

den, halten

Dieser auch weiterhin VO  — der französischen Regierung Grund-
PTINZ1ID mıiıt aller Entschiedenheit festgehaltene Plan SELZTLE sich Atlantik-
rat durch allerdings nicht ohne bedeutende Anderungen. Zunächst TWILES
sich z restlose Kinbeziehung der europäischen Mitgliedstaaten 61116

INEINSAM Armee deswegen als unmöglich weil Kngland schon 195%0) —

klärte, SC1 nıcht hbereit Hoheitsrechte zugunsten eiNer europäischen Ärmee
aufzugeben, C1iNe Haltung, die etzten Endes darauf beruht dafß Kngland
nicht nNu  — = europäische Macht sondern der Mittelpunkt des sich über die

Welt erstreckenden Commonwealth ıst Kuroparat nahm England
denselben Standpunkt Dagegen versicherte Kngland VO vornherein und

wleder, dafßs CS bereit SCH, Iruppen aufs engste 180801 den Streit-
kräften europäischen Armee „„assozlieren‘‘ y} nd billigte hierbei
auch durchaus die Kinbeziehung deutscher Kontingente 1 diese Armee. Die
Streitmacht der Nordatlantikpaktmächte j Kuropa würde mithin AUS
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ämerikanischen, el
stehen. Ne englischén un einem europäischen Kontingent be-

Trotz der Sonderstellung, die sich England vorbehielt, en die VOT-
bereitenden Arbeiten für die Schaffung einer europäischen Armee weiıter.
Eine Im Dezember 1950 Brüssel tagende Konferenz der Außen- und Ver-
teidigungsminister der Atlantikstaaten hat den Präsidenten 1ruman, General
Eisenhower als Oberbefehlshaber Kuropa /Axx Verfügung stellen.
Iruman entsprach dieser Bitte sofort. Schon Anfang 1951 besuchte Kısen-
hower die Hauptstädte der europäischen Staaten des Nordatlantikpakts und
auch die Bundesrepublik. Ferner trat Paris Februar 1951 eine Kon-
ferenz der sechs Mächte Frankreich, Italien, Belgıien, der Niederlande, Lu-
xemburg und der Bundesrepublik, Iso. der Mächte des Schumanplans,
SAIMNINCNH, ach den Grundsätzen des Plevenplans einen Vertrag ber
eine europäische Verteidigungsgemeinschaft quszuarbeiten. ach zehnmona-
tigen Beratungen konnte auf Grund dieser Verhandlungen der Sitzung des
Nordatlantikrates In Rom November 1951 eın Plan vorgelegt werden,
der die Aufstellung VOoNn Divisiıonen vorsah: Iranzösische, J6 deutsche
un iıtalienische und der Beneluxstaaten. Dieser Plan, der Rom gebil-
ligt wurde, bedeutet nter anderem, da{ß deutsche Kontingente nicht,
WwW1e ursprünglich vorgesehen, 1U Brigade-, sondern Divisionsstärke
zulassen wollte. Im einzelnen sollte sich bei den deutschen Formationen
198901 Panzer- und motorislierte Infanteriedivisionen mıiıt taktischen Luft-
verbänden un: kleineren arıneeinheiten handeln. Die Verteidigungslinie,

erklärte (Seneral Eisenhower auft der Tagung des Atlantikrates Kom,
solle weıt östlich der Elbe w1e€e möglich liegen.

Schwierigkeiten ergaben sich bel den Pariser Verhandlungen der sechs
Mächte politischer un finanzieller Hinsicht, da die Beneluxstaaten Be-
denken hatten, Hoheitsrechte e1in übernationales Kommissarlat der CUTO-

päischen Verteidigungsgemeinschaft abzutreten. eitere Beratungen, VOT
allem die der sechs Aufßfßenminister dieser Staaten Straßburg und Aarıs

Dezember 1951, förderten die Aussicht auf einen Kompromif. Man
hoffte, auft Grund aller Verhandlungen un der gleichzeitigen Beratungen
der Finanzsachverständigen auftf der Tagung des Atlantischen Rates Fe-
bruar 1957 Lissabon abschließenden KErgebnissen kommen. Kurz
vorher iraten ber UNeT W:  ET starke Hemmungen vorwiegend aus inner-
politischen Gründen der Bundesrepublik WI1€e Frankreich autf

In beiden Ländern brachte der Februar 1952 Auseinandersetzungen der
Parlamente ber eine europäische Ärmee, denen die OÖffentlichkeit rCSCHN
Anteil ahm. Die Bundesregierung konnte sich hierbei behaupten, obwohl
ihre Position dadurch geschwächt W; da{ß Frankreich der SDaarfrage wWw1€e

Bezug auft eine Aufnahme der Bundesrepublik den Nordatlantikpakt
die deutschen Ansprüche abgelehnt atte Der Beschlufß einen deutschen
Wehrbeitrag wurde mıt Mehrheit aANSCHOMUNECN, außerdem eine Reihe VO  ;

{vesolutionen, welche die Bedingung der Gleichberechtigung der Bundes-
republik, VOT allem eine Aufhebung des Besatzungsstatuts, als Voraussetzung
dieses Wehrbeitrags festlegten. Die Opposition hielt jedoch diese Gleich-
berechtigung nıcht tTür hinreichend gewährleistet; der Diskussion äaußer-
ten sich VOFLF allem Befürchtungen der möglichen Wiederbelebung
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VOTr. Deutschland nichthinreichend beschwichti WAaT, un dafß weıte Kreise
eine Lösung vorgezogen hätten, die die gewünschte Sicherheit ohne deutsche
Aufrüstung bieten könnte, Nas freilich etzten Endes 1Ur VO  w} dem frao-
würdigen guten Willen der Sowjetunion abhängen würde. Immerhin s1eCte
auch 16 französische Kegierung mıiıt ihrer grundsätzlichen Stellunegnahme
für S europäische Verteidigungsgemeinschaft.

So konnte die Tagung des Atlantischen Rates Lissabon Ende HKe-
bruar 19592 den Plan der europäischen Verteidigungsgemeinschaft guthei-
fßen. Diese sollte ı Rahmen nd ı111 Verbindung mıiıt der arbeiten,

da{fß CIMNEINSANIEN Sitzungen uch die Bundesrepublik das Recht der
Mitsprache haben würde. Eine deutsche Kekrutierung solle aber erst hbe-
SINMECN, WCHN diese Verteidigungsgemeinschaft durch Verträge gesichert
und diese ratiliziert SC1LIMN würden. Damit wAar 1e I1 och heikle Hrage
des eutschen Wehrbeitrags zurückgestellt. 6S gelingt, KrankreichE A N e AA wIE der Bundesrepublik die innerpolitischen Spannungen überwinden,
WEn 1656 Frace praktisch aktuell wird bleibt abzuwarten.

Die Lissabonner Tagung beschlo{fß außerdem Maßfßnahmen militärischer,
technischer un! finanzieller Art Unter anderem wurde die Aufstellung Von
5 Divisionen bis Knde des Jahres vorvgesehen. Das Schlufßcommunique be-
toni nicht 1U  — Erneut den defensiv friedlichen Charakter des Nordatlantik-
pakts, sondern spricht uch die Hoffnung AlUS, da{fßs der Pakt sich später Auf-
gaben des Friedens un Kortschritts werde widmen können.

Der Aufbau der Nordatlantikpaktorganisation hatte gewaltige Rückwir-
kungen auf das Wirtschaftsleben der beteiligten Länder, Ja der SANZCN Welt
Die Aufrüstung erfordert erhebliche Mittel, die Umstellung un Vergröße-
runs der Industrie, nicht zuletzt uch die gesteigerte Krzeugung VO Roh-
stofitfen. Eine solche Rüstungskonjunktur konnte die Deckung des zivilen
Bedarfs W 16 die Stabilität der W ährungen gefährden. Schon Oktober
1950 befafste sich die europäische Organisation der Marshallplanstaaten
OUrganization for European FEconomic Cooperation OELECU) miıt diesen
wirtschaftlichen Problemen, un qals Mai 1951 der Finanz- und Wirt-
schaftsausschufß der ATO 11S Leben gerufen wurde, beschlo{fß C ‚MT
der Tätigkeit anderer internationaler Organisationen, die 190085 Kinanz- un
Wirtschaftsfrag-en tun haben insbesondere mıt der EEC Fühlung
1alten C111 Doppelarbeit verhüten Aufeabe des Finanz un Wirt-
schaftsausschusses ISt CS VOL allem, die Lasten der Aufrüstunege gerecht
verteilen un: Vorsorge treffen, da{fßs nicht untragbare Rückwirkungen
auft die iNNere Wirtschaft der einzelnen Staaten hervorvgeruftfen werden Der
Ausschuß hat hierbei hervorragende Planungsfachleute ZU. Seite, den Ame-
rikaner Harriman, den TANZOSEN Monnet un: den Kngländer Prowden, die
bisweilen als die ‚„„drei W eisen‘“‘“ bezeichnet werden. Aus diesen Beratungen,
bei denen Januar un: Februar 1952 Vizekanzler Blücher, Finanzminister
Schäffer un: Wirtschaftsminister Erhard den Standpunkt der Bundesrepu-
blik vertreten konnten, 1Sst bekannt geworden, daß die Rüstungsausgaben
der Mächte des Nordatlantikpakts Jahre 1951 zwıschen un! Mil-
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liarden Daollar lagen un his Ende 1954 auf 300 MillLiarden Dollar veran-
schlagt werden, Vo  — denen die Vereinigten Staaten den größeren Leil tragen.Was die deutsche Leistung betrifft. bezeichneten die Vertreter der Bun-
desrepublik als aufßerste Grenze 10,8 MilLiaarden DM für das Juli be-
ginnende Rechnungsjahr des Nordatlantikpaktes, während die NATO-Sach-
verständigen 11725 MilLarden errechneten. In den Verhandlungen des Bun-
eskanzlers mıt den TEL Hohen Kommissaren wurde eın UÜbereinkommen
erzielt, da{s die Bundesrepublik VO 1. April 19592 bis ZU 31. März 1953
Ö,0 Milliarden bereitstellen werde. Dabei wird angenommen, dafß etwa &.

August 1952 der Vertrag ZU Errichtung der Kuropäischen Verteidigungs-
gemeinschaft und der Generalvertrag, der das Besatzungsverhältnis be-
endet, Kraft treten Besatzungskosten sind hıs diesem Termin Mil-
larden zahlen, V O!  — da abh 850 Millionen maonatlich als Ver-
teidigungsbeitrag.

Neben dem Nordatlantikpakt, der mıt Griechenland un: der Türkei NUuUuN-
mehr zwolf europäische Staaten umfTa{it, besteht och die W estunion ZW1-
schen England, Frankreich nd den Tel Beneluxstaaten. Damit erhebt sich
die Frage ach dem Verhältnis der beiden Urganisationen zueinander,
mal sich ihre Aufgabengebiete weitgehend überschneiden. Schon auUuSs der
Tatsache, da{fß die Konferenzen der beiden Staatenverbände sich einander
anzuschließen pflegen, annn INa den Schlufß ziehen, da{fß ihre Maßfßnahmen
weitgehend aufeinander abgestimmt werden, da{fß die W estunion als Hilfs-
organısation dem gröfßeren Rahmen des Nordatlantikpakts wirksam ıst
In der Jat beschlofß der Konsultativrat der Westunion schon November
1949 iın Paris, das Hauptquartier der W estunion Fontainebleau nd ihren
Verteidigungsrat iın London die ATO einzubauen. Dagegen sollte die
CNSCE Zusammenarbeit der Staaten der W estunion auf politischem, sozlalem,
and kulturellem Gebiet Tfortbestehen. Dies bedeutet, da{fß sich die W estunion
auft militärischem Gebiet die Jätigkeit des Nordatlantikpakts einordnen,
auf den übrigen (sebieten aber ihre selbständige Arbeit verstärken will

Sınn un Zweck des Nordatlantikpakts können nicht losgelöst VO der
politisch-wirtschaftlichen Gesamtlage der Welt begriffen werden. Ihre
Spaltung 1n ZWel Lager und die Kolgen der Kehler VO  - Jalta un!: Potsdam,
mıt denen die Vereinigten Staaten der Sowjetmacht kurzsichtig Machtposi-
tionen gerade ın Kuropa überließen, haben azu geführt, ach Mitteln un!
Wegen suchen, die hieraus Tolgenden Gefahren abzuwenden. Die erste
Voraussetzung eiINes Krfolgs ist die Wiederaufrichtung un der Zusammen-
schluß Kuropas; der Marshallplan mıiıt seiner Kuropaorganisation OEEC),
der Schumanplan und der Kuroparat sind Glieder einer Kette VOoO Mais-
nahmen diesem Zweck Sie alle richten sich SCS die sowjetische Gefahr
un! sınd daher defensiv aufgezogen; dafßs die SowJjetunion S1€. als Vorberei-
No einer Aggression bekämpft, ist schon TreinNn taktisch verständlich. Vom
europäischen Gesichtspunkt aus kann. 1Ur wünschen, daflß die Rolle, die
die Vereinigten Staaten der westlichen Welt splelen, nicht azu führt,
aUSs Kuropa e1n bloßes Anhängsel oder Werkzeug Amerikas machen. Das

verhindern lıegt nicht DUr bel den Vereinigten Staaten. Kuropa selbst mu{fs
sich mehr qals bisher darauftf besinnen, dafß seine innere Krait auf seiner g..
schichtlichen Tradition und seiner kulturellen Kigenständigkeit beruht.


